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(Nr. 8702.) Geſetz, betreffend den Ankauf der im Großherzoglich Heſſiſchen Gebiete belegenen 
Strecke der Main⸗Weſerbahn und den Bau einer Eiſenbahn von Cölbe nach 
Laasphe. Vom 7. März 1880. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was folgt: 


5. * 


Die Staatsregierung wird ermächtigt: 
a) für Rechnung des Staates die im Großherzoglich Heſſiſchen Gebiete 
belegene Strecke der Main⸗Weſerbahn nebſt allem Zubehör zum Preiſe 


i von 17 250 000 Mark nach näherer Maßgabe des beigedruckten Ver⸗ 
trages vom 20. Nopanber 1878 und der zugehörigen Nachtrags⸗ 
17. Juli 


erklärungen vom I Anguſt 1879 käuflich zu erwerben, 


b) zum Bau einer Eiſenbahn von Cölbe nach Laasphe die Summe von 
1 600 000 Mark zu verwenden. 

Mit der Ausführung der unter b genannten Bahn iſt erſt dann vorzu⸗ 

gehen, wenn nachſtehende Bedingungen erfüllt ſind: 

A. Der geſammte, zum Bau der Bahn, einſchließlich aller Nebenanlagen, 
na Maßgabe des von dem Miniſter der öffentlichen Arbeiten feſtzu⸗ 
ſtellenden Projekts erforderliche Grund und Boden iſt der Staats⸗ 
regierung unentgeltlich und laſtenfrei zum Eigenthum zu überweiſen 
oder die Erſtattung der ſämmtlichen, ſtaatsſeitig für deſſen Beſchaffung 
im Wege der freien Vereinbarung oder der Enteignung aufzuwendenden 
Koſten, einſchließlich aller Nebenentſchädigungen für irthſchafts⸗ 
erſchwerniſſe und ſonſtige Nachtheile, in rechtsgültiger Form zu über⸗ 
nehmen und ſicher zu ſtellen. 

B. Die 5 der Chauſſeen und öffentlichen Wege, ſoweit dies 
die Aufſichtsbehörde für zuläſſig erachtet, iſt ſeitens der daran betheiligten 
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Ausgegeben zu Berlin den 10, März 1880, 


1 
. 


a 


Intereſſenten unentgeltlich und ohne beſondere Entſchädigung für die 
Dauer des Beſtehens und Betriebes der Bahn zu geſtatten. 

©. Außerdem ift von den Intereſſenten zu den Baukoſten noch ein unver- 
zinslicher, nicht rückzahlbarer Zuſchuß von 120 000 Mark zu leiſten. 


§. 2. 

Der nach F. 1 erforderliche Geldbedarf von zuſammen 18 850 000 Mark 
iſt durch Veräußerung eines entſprechenden Betrages von Schuldverſchreibungen 
aufzubringen. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins⸗ 
ſatze, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schuld⸗ 
h verausgabt werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. 

Im Uebrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe, wegen 
Annahme derſelben als pupillen- und depoſitalmäßige Sicherheit und wegen Ver⸗ 
jährung der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 1197) zur Anwendung. 


Jede Verfügung der Staatsregierung über die im §.! bezeichnete Eiſen⸗ 
bahnſtrecke beziehungsweiſe Eiſenbahn durch Veräußerung bedarf zu ihrer Rechts- 
gültigkeit der Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages. 

Alle dieſer Vorſchriſt entgegen einſeitig getroffenen Verfügungen ſind rechts— 
ungültig. 

$. 4. 

Die Ausführung dieſes Geſetzes wird, ſoweit ſolche nach den Beſtimmungen 
des F. 2 nicht durch den Finanzminiſter erfolgt, dem Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten übertragen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 7. März 1880. 


(J. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. v. Kameke. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. 
Maybach. Bitter. v. Puttkamer. Lucius. Friedberg. 


ar. 


Nachdem Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen und Seine 
Königliche Hoheit der Großherzog von Heſſen und bei Rhein übereingefommen 
ſind, den Vertrag vom 30. Mai 1868, Den die Verwaltung und den Betrieb 
der im Großherzoglich Heſſiſchen Gebiete belegenen Strecke der Main⸗Weſerbahn 
aufzuheben und denſelben durch einen neuen Vertrag zu erſetzen, nach welchem 
die bezeichnete Strecke an den Preußiſchen Staat abgetreten werden ſoll, ſind zu 
dieſem Zwecke die Bevollmächtigten der beiden Hohen Regierungen und zwar 


ſeitens der Königlich Preußiſchen Regierung: 
1) der Ober-Bau- und Miniſterialdirektor Theodor Weishaupt, 
2) der Geheime Ober-Finanzrath Max Rötger, 
3) der Geheime Legationsrath Paul Reichardt, 


ſeitens der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung: 
1) der außerordentliche Geſandte und bevollmächtigte Miniſter, Staats⸗ 
rath Dr. Carl Neidhardt, 
2) der Miniſterialrath Franz Fink 
(pletnmiengetreten und haben unter Vorbehalt der Ratifikation den nachftehenden 
ertrag abgeſchloſſen. 


Artikel 1. 


Die Großherzoglich Heſſiſche Regierung überträgt das ihr zustehende Eigen- 
thumsrecht an der 155 ihrem Gebiete, belegenen Shrede der Main-Weferbahn nebſt 
allem Zubehör auf den Preußiſchen Staat gegen Zahlung von Siebzehn Millionen 
Zweihundertfünfzigtauſend Mark. d 

Der Uebergang des Eigenthums findet am 1. April 1879 gegen koſtenfreie 
baare Ablieferung vorbezeichneter Geldſumme an die Großherzoglich Heſſiſche 
Eiſenbahnſchuldentilgungskaſſe in Darmſtadt ftatt. 

Mit demſelben Tage tritt der zwiſchen der Königlich Preußiſchen und der 
Großherzoglich Heſſiſchen Regierung abgeſchloſſene Staatsvertrag nebſt Schluß⸗ 
protokoll vom 30. Mai 1868, betreffend die Verwaltung und den Betrieb der 
55 Großherzoglich Heſſiſchen Gebiete belegenen Strecke der Main-Weſerbahn, 
außer Kraft. 

Alle Koſten für Erweiterungsbauten und Anlagen der auf Großherzoglich 
Heſſiſchem Gebiete belegenen Strecke der Main⸗Weſerbahn, ſowie für Vermehrung 
der Betriebsmittel, welche nach W dieſes Vertrages aus anderen als 
Betriebsfonds entſtehen möchten, übernimmt die Königlich Mreußiſche Regierung 
auf ihre Rechnung. 

\ Für die Zeit bis zum 31. März 1879 findet eine vollſtändige Abrechnung 

über die Betriebserträgniſſe der Main⸗Weſerbahn, über die Reſteinnahmen und 

1 und über etwaige zur Vertheilung beſtimmte Entſchädigungsgelder 

fremder Bahnen nach Maßgabe des Staatsvertrages a 30. Mai 1868 ſtatt. 
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Der hiernach der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung zufallende Antheil 
iſt längſtens bis zum 1. September 1879, ſoweit die eberſchuſſe bis dahin feſt⸗ 
geftellt find, von der Verwaltung der Main⸗Weſerbahn an die Großherzoglich 
Heſſiſche Eiſenbahnſchuldentilgungskaſſe in Darmſtadt abzuliefern. 

Die Fonds für Unterſtützungen und Penſionen, ſowie die Kleiderkaſſe bleiben 
hierbei außer Rechnung. Dieſe Fonds verbleiben der Verwaltung der Main 
Weſerbahn, wogegen die genannte Verwaltung auch alle Verpflichtungen in Bezug 
auf die Penſions- und Unterſtützungskaſſen, die Kranken- und Sterbekaſſen, ſowie 
die Kleiderkaſſe der Angeſtellten und der ſtändigen Arbeiter übernimmt. 


Artikel 2. 

Hinſichtlich der Erwerbung des zu ſpäteren Erweiterungen der Main-Wefer 
bahn und deren Stationsplätze auf Großherzoglich Heſſiſchem Gebiete etwa erfor⸗ 
derlichen Grund und Bodens kommen die für die Main⸗Weſerbahn zur Zeit 
beſtehenden Beſtimmungen auch ferner zur Anwendung, ſoweit ſolche nicht durch 
allgemein für die Großherzoglich Heſſiſchen Staatsbahnen gültige Geſetze eine Ab— 
änderung erleiden möchten. 

Die landespolizeiliche Prüfung und Genehmigung von Projekten für Er⸗ 
weiterungsanlagen, ſoweit ſolche die eek von Brücken, Durchläſſen, Fluß 
korrektionen, Wegeübergängen und ° Ka ſowie die baupolizeiliche Prü⸗ 
fung von Bahnhofsanlagen betrifft, bleibt der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung 
innerhalb ihres Gebietes vorbehalten. | 


Artikel 3. 

Die auf Großherzoglich Heſſiſchem Gebiete belegene Strecke der Main 
Weſerbahn wird ſeitens der Königlich Preußiſchen Regierung im Bau und Be 
trieb nach denſelben Grundſätzen und mit gleicher Sorgfalt behandelt, wie der 
übrige Theil dieſer Bahn. 1 

Artikel 4. 


Soll die Großherzoglich Heſſiſche Regierung künftig in Folge eintretenden 
Bedürfniſſes die Anlage neuer Waſſerdurchläſſe, Staats⸗ oder Vizinalſtraßen , 
Kanäle oder Eiſenbahnen anordnen oder genehmigen, welche die Main⸗Weſerbahn 
auf Großherzoglich Heſſiſchem Gebiete kreuzen, jo wird die Königlich Preußiſche 
Regierung gegen deren Ausführung keine Einſprache erheben. Es ſollen aber 
Niveaukreuzungen mit Eiſenbahnen, ſowie Drehbrücken bei Kanälen ausgeſchloſſen 
fein und von der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung alle erforderlichen Maß⸗ 
regeln getroffen werden, damit durch ſolche Anlagen weder der Betrieb der Main 

eſerbahn geſtört werde, noch der Verwaltung derſelben ein anderer Aufwand 
daraus erwachſe, als der für die Bewachung neuer Uebergänge. 


Artikel 5. 

Die Großherzoglich Heſſiſche Regierung kann innerhalb ihres Gebietes die 
Zulaſſung des techniſchen Betriebsanſchluſſes anderer Eiſenbahnunternehmungen, 
ie mit Ausſchluß von Anſchlüſſen auf freier Bahn, verlangen, bezüglich der 

ebergangsgebühren wird die Königlich Preußische Regierung dergleichen Aſchlüſſe 


7 


Gebiete belegenen Strecke der Main- 


BE 


nach denſelben are behandeln, welche in Preußen für Anſchlüſſe von Staats- 
bahnen überhaupt in Geltung ſtehen. 

Soweit hierbei die Mitbenutzung beſtehender Bahnhofsanlagen und Bahn⸗ 
ſtrecken erforderlich wird, iſt dafür eine angemeſſene Entſchädigung zu leiſten. 
Auch iſt die Verwaltung der Main⸗Weſerbahn verpflichte „Schienenver⸗ 
bindungen gewerblicher oder anderer Etabliſſements mit den auf Großherzoglich 
Heſſiſchem Gebiete belegenen Bahnſtationen Freer 

In keinem der vorgenannten Fälle dürfen der Verwaltung der Main⸗ 
Weſerbahn durch eine ſolche Anlage Koſten erwachſen, noch darf der Betrieb 
dieſer Bahn behindert oder erſchwert, noch die Betriebsſicherheit benachtheiligt 


werden. 
Artikel 6. 

So lange die Königlich Preußiſche Regierung ſich im Ei enthum und 
Betrieb der ain⸗Weſerbahn befindet, ſoll die 5 Großherzogthum Heſſen 
belegene Strecke diefer Bahn mit allem zum Betrieb nothwendigen Zubehör 
weder zur Grundſteuer noch rückſichtlich des Betriebs zur Gewerbeſteuer heran⸗ 
gezogen werden. Daſſelbe gilt für den Fall des etwaigen Ueberganges der Main⸗ 

eſerbahn an das Deutſche Reich (Art. 16). 

Artikel 7. 
Die Königlich Preußiſche Regierung wird ihre Genehmigung zur Erbauung 
eines bedeckten Uebergangs von dem Perron der Main⸗Weſerbahn zu Gießen 
nach dem dortigen Perron der Oberheſſiſchen Bahnen, wenn die Großherzoglich 
Heſſiſche Regierung ſolches im Intereſſe des Perſonenverkehrs wünſchen ſollte, 
nicht verſagen, inſoweit der Umbau des Bahnhofs oder die Vergrößerung des 
jetzigen Empfangsgebäudes der Main⸗Weſerbahn hierdurch nicht behindert wird. 
Zwiſchen der Main⸗Weſerbahn, der Deutz⸗Gießener Bahn und den Ober⸗ 
heſſiſchen Bahnen ſoll auch ferner eine Schienenverbindung bei Gießen ein⸗ 
gerichtet bleiben. Sollte wegen des Umbaues eines der dortigen Bahnhöfe die 
ſetzt beſtehende Geleiſeverbindung verändert werden müſſen, ſo tragen die Main⸗ 
Weſerbahn und die Oberheſſiſchen Bahnen, jede für ſich, die Koſten des auf 

ihr Bahnterrain entfallenden Theils der Veränderung. 


Artikel 8. 


Die Handhabung der Bahnpo 90 auf der im Großherzoglich Heſſiſchen 
b eſerbahn erfolgt durch das im Bahn⸗ 
polizeireglement bezeichnete Königlich Preußiſche Eiſenbahnperſonal, welches auf 
Präſentation der Königlich Preußiſchen Betriebsverwaltung von den kompetenten 
Großherzoglich Heſſiſchen Behörden in Pflicht in nehmen ift. Die Handhabun 
der allgemeinen Sicherheitspolizei liegt hinſichtlich dieſer Bahnſtrecke den betreß 
fenden Großherzoglich Heſſiſchen Organen ob. Dieſelben werden den Bahn⸗ 
polizeibeamten auf deren Anſuchen bereitwillig Unterſtützung leiſten. 


Artikel 9. 
Die im Großherzogthum Heſſen zum Schutze der Eiſenbahnen und Tele⸗ 


graphen und des Betriebs derſelben jeweilig beſtehenden geſetzlichen und polizei⸗ 
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lichen Beſtimmungen finden gleichmäßig auch auf die im Großherzoglich Heſſiſchen 
Gebiete belegene Strecke der Maln⸗Weſerhahn Anwendung. 


Artikel 10. 


„ 


Preußiſche Regierung verpflichtet ſich, den als een 
ellten 


Artikel 11. 

Die Angehörigen des einen Staates, welche im Gebiete des anderen Staates 
angeſtellt werden, ſcheiden dadurch aus dem Unterthanenverbande des Heimath⸗ 
landes nicht aus und ſind während ihres dienſtlichen Aufenthalts daſelbſt nur 
denjenigen Steuern und Perſonallaſten unterworfen, welche nach den dortigen 
n unter gleichen Verhältniſſen für alle Fremden zur Anwendung 
elangen. 55 
; Die Bahnbeamten ſind rückſichtlich der Disziplinarbehandlung ausfchließlic 
der Königlich Preußiſchen Regierung, beziehungsweiſe deren zuſtändigen Organen, 
im Uebrigen aber den Geſetzen und Behörden des Staates unterworfen, in welchem 
ſie ihren amtlichen Wohnſitz haben. 


Artikel 12. 
Alle privatrechtlichen Anſprüche, welche in Veranlaſſung der Anlage, des 


Betriebs und der Verwaltung der im Großherzoglich Heſſiſchen Gebiete belegenen 
Strecke der Main⸗Weſerbahn gegen die Königlich Preußiſche Betriebsverwaltung 
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N 
erhoben werden, unterliegen der Entſcheidung der zuſtändigen Großherzogli 
Heſſiſchen Gerichte. Zu dem Ende ſoll die Stadt Gießen als juriſtiſches Bo 
der öniglich Preußiſchen Bahnverwaltung in dem Großherzogthum Heſſen be⸗ 
trachtet werden. Verbrechen und Vergehen bezüglich der obigen Bahnſtrecke oder 
der Transporte auf derſelben werden ebenfalls von den zuſtändigen Großherzoglich 
Heſlſchen Behörden unterſucht und nach den im Großherzogthum Heſſen geltenden 
Heſetzen beurtheilt. 
Artikel 13. 


Der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung bleibt in Anſehung der auf ihrem 
Gebiete dagen 8 ac der Man⸗Weſerbahn die Landeshoheit vorbehalten. 
Auf dieſer Strecke ſollen nur Großherzoglich Heſſiſche Hoheitszeichen an- 
gewendet und von den daſelbſt ſtationirten Bahnbeamten, ſofern ſie Großherzoglich 
Heſſiſche Staatsangehörige ſind, die Großherzoglich Heſſiſche Kokarde getragen 


werden. 
Artikel 14. 


Die Großherzoglich Heſſiſche Regierung wird zur Handhabung des ihr über 
die im Großherzogthum belegene Strecke der Main⸗Weſerbahn zuſtehenden Hoheits⸗ 
und Auffichtsrechts einen beſtändigen Kommiſſarius beſtellen, welcher fie hinſichtlich 

er Beziehungen zur Königlich Preußiſchen Verwaltung der Main⸗Weſerbahn in 
allen, nicht zum direkten gerichtlichen oder polizeilichen Einſchreiten der Behörden 
geeigneten Fällen zu vertreten hat. 


Artikel 15. 


Die Feſtſetzung der Tarife, die Feſtſtellung des Fahrplanes und die Erlaſſun 
aller ſonſtigen, die Verwaltung und den Betrieb der Main⸗Weſerbahn betreffen 
den Verordnungen iſt ausſchließlich Sache der Königlich Preußiſchen Regierung, 
welche ſich jedoch verpflichtet, die auf Großherzoglich Heſſiſchem Gebiete belegene 
Strecke der Main⸗Weſerbahn in gleicher Weiſe wie die übrigen Strecken dieſer 
Bahn zu behandeln. EEE EN 1 

Was den Fahrplan betrifft, ſo wird die Königlich Preußiſche Regierung, 
ſo lange nicht eine anderweite Vereinbarung mit der Großherzoglich be 

egierung getroffen ſein wird, über die im Großherzoglich Heſſſchen ebiete 
belegene Strecke bis Frankfurt a. M. täglich in beiden Richtungen mindeſtens je 
fünf Perſonenbeförderung vermittelnde Züge führen und auf ſämmtlichen, im 
Großher; ogthum Heſſen zur Zeit vorhandenen Stationen halten laſſen. Von 
dieſen Zügen ſollen vier unter thunlichſter Berückſichtigung der Wünſche der Groß⸗ 
herzo lich Heſſiſchen Regierung wie bisher auf die Zeit von fünf Uhr Morgens 
bis elf Uhr Abends annähernd gleichmäßig zur Befahrung der im Großherzog— 
thum belegenen Bahnſtrecke vertheilt werden. 


Artikel 16. 


Die Königlich Preußiſche Regierung wird ohne Zuſtimmung der Groß⸗ 
herzoglich Heſſiſchen Regierung die auf deren Gebiete belegene Strecke der Main⸗ 
Weſerbahn nicht veräußern. 

Ar. 8702.) 
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Für den Fall der Veräußerung behält ſich die Großherzogli eſſiſche 
Regierung das Recht vor, dieſe Strecke gegen 1 der Magere für 
ſich zu erwerben. Zu dem gegenwärtigen Kaufpreis werden in dieſem Fall die 
Koſten von 1 ausgeführten Erweiterungsanlagen zugeſetzt und die Werthe 
von ſtattgehabten Deteriorationen abgeſchrieben. 
Die vorſtehenden Beſtimmungen haben keine Geltung für den Fall, daß 
etwa die Preußiſchen Staatseiſenbahnen und hiermit auch die obenbezeichnete Eiſen⸗ 
bahnſtrecke an das Deutſche Reich abgetreten werden. 


Artikel 17. 


Gegenwärtiger Vertrag ſoll beiderſeits zur landesherrlichen Wale de 
vorgelegt und die Auswechſelung der Ratifikations⸗Urkunden ſoll ſobald als mögli 
in Berlin bewirkt werden. 


So geſchehen Berlin, den 20. November 1878. 


(L. S.) Weishaupt. 
(L. S.) Rötger. 

(L. S.) Reichardt. 

(L. S.) Neidhardt. 
(L. S.) Fink. 


Im Artikel 1 des Staatsvertrages vom 20. November 1878, betreffend die Ab⸗ 
tretung des Eigenthums des Großherzoglich Heſſiſchen Antheils der Main-Weſer⸗ 
bahn an Preußen, iſt als Termin für den Eigenthumsübergang der 1. April 1879 
feſtgeſetzt worden. Da es nicht angängig geweſen iſt, bis zu dieſem Zeitpunkte 
die verfaſſungsmäßig erforderliche St inumahg der Landesvertretungen der kon⸗ 
trahirenden Staaten zu dem gedachten Vertrage herbeizuführen, jo iſt die Ver⸗ 
legung jenes Termins nothwendig geworden. Die Königlich Preußiſche Regierung 
erklärt ſch deshalb, unter der Vorausſetzung einer gleichen Erklärung der Groß 
Ares eſſiſchen Regierung, damit einverſtanden, daß in Abänderung des 
rtikels ! Al. 2 des Staatsvertrages vom 20. November 1878 der 1. April 
1880 als derjenige Zeitpunkt angenommen werde, in welchem gegen Zahlung der 
ipulirten Kaufſumme das Eigenthum des Großherzoglich Hesſiſhen Antheils der 
ain⸗Weſerbahn an den Preußiſchen Staat übergehen ſoll. 
In Folge dieſer Terminsverlegung erklärt ſich die Königlich Preußiſche 
Regierung unter der obigen Vorausſetzung ferner damit einverſtanden, daß 
1) die im Artikel 1 Al. 5 des gedachten Vertrages e vollſtändige 
Abrechnung über die Betriebserträgniſſe der Main-Weſerbahn, über 
die Reſteinnahmen und Ausgaben und über etwaige zur Vertheilung 


A Kun 


— 15 — 


beftimmte er fremder Bahnen nach gb des 
Staatsvertrages vom 30. Mai 1868 für die Zeit bis zum 31. März 
1880 ſtattfinden und der danach der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung 
6 Antheil längſtens bis zum 1. September 1880, ſoweit die 
eberſchüſſe bis dahin feſtgeſtellt ſind, an die Großherzoglich Heſſiſche 
e ee e ee in Darmſtadt abgeliefert werden ſoll, 
und daß 
in Abänderung des Artikels 10 Al. 4 des Staatsvertrages vom 20. No⸗ 
vember 1878 im Falle der Uebernahme des Großherzoglich Heſſiſchen 
Mitgliedes der Direktion der Main⸗Weſerbahn in den Preußiſchen 
Staatsdienſt dieſem Beamten bei ſeiner etwaigen Penſionirung ein 
Penſionsbetrag von mindeſtens der Höhe zu 1 ſei, wie er ihn 
würde beanſpruchen können, wenn er am 1. April 1880 auf Grund 
des Großherzoglich Heſſiſchen Geſetzes vom 27. November 1874 in den 
Ruheſtand verſcht wäre. 


Berlin, den 17. Juli 1879. 
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Der Koͤniglich Preußiſche Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
Im Auftrage: 
v. Philipsborn. 


— 5 Artikel 1 des ee vom 20. November 1878, betreffend die 
Abtretung des Eigenthums des zoßhergoglich Heſſiſchen Antheils der Main⸗ 
Weſerbahn an Preußen, iſt als Termin für den Eigenthumsübergang der 1. April 
1879 feſtgeſetzt worden. Da es nicht angängig geweſen ift, bis zu dieſem Zeit⸗ 
punkte die verfaſſungsmäßig erforderliche Ha g der Landesvertretungen der 
kontrahirenden Staaten zu dem gedachten Vertrage herbeizuführen, ſo iſt die 
Verlegung jenes Termins e 5 

Die Großherzoglich Heſſiſche egierung erklärt ſich deshalb, unter der 
Vorausſetzung einer gleichen Erklärung der Königlich Preußiſchen Regierung, 
damit einverſtanden, daß in Abänderung des Artikels 1 Al. 2 des Staatsvertrages 
vom 20. November 1878 der 1. April 1880 als derjenige Zeitpunkt angenommen 
werde, in welchem gegen Zahlung der ſtipulirten Kaufſumme das Eigenthum des 
Großherzoglich Senn 155 Antheiles der Main-Weſerbahn an den Preußiſchen 

Staat le der 5 f klärt ſic die G m 
n Folge dieſer Terminsverlegung erklärt ſich die Großherzoglich Heſſiſche 
Regierung unter der obigen Vorausſetzung ferner damit Kae 0 
1) die im Artikel 1 Al. 5 des gedachten Vertrages vorgeſehene vollſtändige 
Abrechnung über die Betriebserträgniſſe der an- W iſerbahn, über die 
Reſteinnahmen und Ausgaben und über etwaige zur Vertheilung be⸗ 
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ſtimmte Entſchädigungsgelder fremder Bahnen nach Maßgabe des Staats⸗ 
vertrages vom 30. Mai 1868 für die Zeit bis zum 31. März 1880 
ftattfinden und der danach der Großer ann Heſſiſchen Regierung zu⸗ 
fallende Antheil längſtens bis a 1. September 1880, foweit die 
Deere bis dahin feftgeftellt find, an die Großherzoglich Heſſiſche 
e in Darmſtadt abgeliefert werden ſoll, 
und da 

in Abänderung des Artikels 10 Al. 4 des Staatsvertrages vom 20. No⸗ 
vember 1878 im Falle der Uebernahme des Großherzoglich Heſſiſchen 
Mitgliedes der Direktion der Main⸗Weſerbahn in den Preußiſchen 
Staatsdienſt dieſem Beamten bei ſeiner etwaigen Penſionirung ein 
Penſionsbetrag von mindeſtens der Höhe zu gewähren ſei, wie er ihn 
würde beanſpruchen können, wenn er am 1. April 1880 auf Grund 
des Großherzoglich Heſſiſchen Geſetzes vom 27. November 1874 in den 
Ruheſtand 1 wäre. 


Darmſtadt, den 1. Auguſt 1879. 
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Großherzoglich Heſſiſches Staatsminiſterium. 
In Vertretung: 
(L. 8.) v. Werner. 


Miniſterial⸗Erklärung. 


Vorſtehender Vertrag iſt ratiſtzirt worden und die Auswechſelung der 
Ratifikations⸗ Urkunden hat ſtattgefunden. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


